
Gesetzblatt Teil II Nr. 6 — Ausgabetag: 13. September 1990 61

einzelnen Wahlvorschläge zu erstellen. Die Trennung der 
Wahl nach Altersgruppen und Geschlechtern ist nur zulässig, 
wenn die Stimmabgabe der einzelnen Wähler dadurch nicht 
erkennbar wird.

•

§ 52
Bundeswahlordnung

(1) Der Bundesminister des Innern erläßt die zur Durch­
führung dieses Gesetzes erforderliche Bundeswahlordnung. 
Er trifft darin insbesondere Rechtsvorschriften über
1. die Bestellung der Wahlleiter und Wahlvorsteher, die Bil­

dung der Wahlausschüsse und Wahlvorstände sowie über 
die Tätigkeit, Beschlußfähigkeit und das Verfahren der 
Wahlorgane,

2. die Berufung in ein Wahlehrenamt, über den Ersatz von 
Auslagen für Inhaber von Wahlehrenämtern und über das 
Bußgeldverfahren,

3. die Wahlzeit,
4. die Bildung der Wahlbezirke und ihre Bekanntmachung,
5. die einzelnen Voraussetzungen für die Aufnahme in die 

Wählerverzeichnisse, deren Führung, Auslegung, Berich­
tigung und Abschluß, über den Einspruch und die Be­
schwerde gegen das Wählerverzeichnis sowie über die 
Benachrichtigung der Wahlberechtigten,

6. die einzelnen Voraussetzungen f ü r ,  die Erteilung von 
Wahlscheinen, deren Ausstellung, über den Einspruch und 
die Beschwerde gegen die Ablehnung von Wahlscheinen,

7. den Nachweis der Wahlrechtsvoraussetzungen,
8. das Verfahren nach § 18 Abs. 2 bis 4,
9. Einreichung, Inhalt und Form der Wahlvorschläge sowie 

der dazugehörigen Unterlagen, über ihre Prüfung, die 
Beseitigung von Mängeln, ihre Zulassung, die Beschwerde 
gegen Entscheidungen des Kreiswahlausschusses und des 
Landeswahlausschusses sowie die Bekanntgabe der Wahl­
vorschläge,

10. Form und Inhalt des Stimmzettels und über den Wahl­
umschlag,

И. Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung der 
Wahlräume sowie über Wahlschutzvorrichtungen und 
Wahlzellen,

12. die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhältnisse be­
sondere Regelungen erfordern,

13. die Briefwahl,
14. die Wahl in Kranken- und Pflegeanstalten, Klöstern, ge­

sperrten Wohnstätten sowie sozialtherapeutischen und 
Justizvollzugsanstalten,

15. die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung 
und Bekanntgabe sowie die Benachrichtigung der Ge­
wählten,

16. die Durchführung von Nachwahlen, Wiederholungswahlen 
und Ersatzwahlen sowie die Berufung von Listennachfol­
gern.

(2) Die Rechtsvorschriften bedürfen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates.

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, im 
Falle einer Auflösung des Deutschen Bundestages die in dem 
Bundeswahlgesetz und in der Bundeswahlordnung bestimm­
ten Fristen und Termine durch Rechtsverordnung ohne Zu­
stimmung des Bundesrates abzukürzen.

§53
Übergangsregelung für die Wahl 
zum 12. Deutschen Bundestag

(1) Für die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag verringert 
sich die in § 1 Abs. 1 festgelegte Abgeordnetenzahl auf 512, die 
Zahl der nach § 1 Abs. 2 nach Kreiswahlvorschlägen zu wäh­
lenden Abgeordneten auf 256.

(2) § 27 Abs. 1 Satz 2 gilt für das Land Berlin bei der Wahl 
zum 12. Deutschen Bundestag mit der Maßgabe, daß die Zahl 
der Wahlberechtigten bei der letzten Wahl zum Abgeordne­
tenhaus von Berlin zugrunde zu legen ist.

(3) § 30 Abs. 3 Satz 1 gilt für das Land Berlin für die Wahl 
zum 12. Deutschen Bundestag mit der Maßgabe, daß sich die 
Reihenfolge der Landeslisten von Parteien, die im letzten 
Bundestag vertreten waren, nach der Zahl der Zweitstimmen 
bei der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin rich­
tet.

§ 53 a
Fristen und Termine

Die in diesem Gesetz vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, daß der letzte Tag 
der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonn­
tag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag 
fällt. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausge­
schlossen.

§ 54
Berlin-Klausel

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I
S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.

§ 55
Ausdehnung des Geltungsbereiches 

dieses Gesetzes
Dieses Gesetz ist in anderen Teilen Deutschlands nach deren 

Beitritt gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes in Kraft zu set­
zen. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens und die Wahlkreisein­
teilung werden durch Bundesgesetz bestimmt.

§ 56*)
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vierzehn Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Es findet erstmals auf die Wahl des.dritten Deutschen 
Bundestages Anwendung. * 1

•) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 7. Mai 1956. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der späteren Änderungen ergibt sich aus den in der vorangestellten 
Bekanntmachung näher bezelchneten Gesetzen.

Gesetz
über die politischen Parteien

(Parteiengesetz) 
vom 24. Juli 1967 (BGBl. IS. 773) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. März 1989 (BGBl. IS. 327)

— Auszug —
к

§ 2
Begriff der Partei

(1) Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd 
oder für längere Zeit für den Bereich des Bundes oder eines 
Landes auf die politische Willensbildung Einfluß nehmen und 
an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder 
einem Landtag mitwirken wollen, wenn sie nach dem Ge­
samtbild der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach 
Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer 
Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit 
eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Ziel-


